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Erstes  
Modernisierungsgesetz  

Bayern

vom 23. Dezember 2024

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen-
de Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht 
wird:

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Beamtengesetzes

Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) vom 29. Juli 
2008 (GVBl. S. 500, BayRS 2030-1-1-F), das zuletzt durch 
Verordnung vom 23. September 2024 (GVBl. S. 484) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nach Art. 18 wird folgender Art. 19 eingefügt:

„Art. 19

Gesundheitliche Eignung

1Die gesundheitliche Eignung für die Berufung 
in ein Beamtenverhältnis ist auf der Grundlage ei-
ner ärztlichen oder amtsärztlichen Untersuchung 
oder einer Selbstauskunft des Bewerbers oder der 
Bewerberin festzustellen. 2Im Falle einer ärztlichen 
oder amtsärztlichen Untersuchung gilt Art. 67 Abs. 1 
und 2 entsprechend, wobei die übermittelten Daten 
nur zum Zwecke der Prüfung der gesundheitlichen 
Eignung verwendet werden dürfen. 3Im Falle einer 
Selbstauskunft ist eine Übermittlung personenbezo-
gener Daten an einen Amtsarzt oder eine Amtsärztin 
oder einen Arzt oder eine Ärztin zulässig.“

2. Art. 45 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 werden die Wörter „der Bereichsleiter und 
Bereichsleiterinnen sowie der Abteilungsleiter und 
Abteilungsleiterinnen in den obersten Landes-
behörden,“ gestrichen.

b) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. der Leiter und Leiterinnen von Behörden, so-
weit sie mindestens in der Besoldungsgruppe 
B 5 eingestuft sind, und“.

c) In Nr. 3 wird die Angabe „B 4“ durch die Angabe 
„B 7“ ersetzt. 

d) Im Satzteil nach Nr. 3 werden die Wörter 
„ ; Art. 46 findet keine Anwendung“ gestrichen.

3. Art. 46 wird aufgehoben.

4. Art. 65 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Auf Verlangen des Amtsarztes oder der Amts-
ärztin hat sich der Beamte oder die Beamtin zu-
dem einer fachärztlichen Zusatzbegutachtung zu 
unterziehen.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

5. In Art. 81 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort „acht“ durch 
das Wort „zehn“ ersetzt.

6. Art. 82 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ ge-
strichen und Nr. 2 wie folgt gefasst: 

„2. die Ausübung einer oder mehrerer Ne-
ben tätigkeiten im Gesamtumfang von bis 
zu zehn Stunden wöchentlich und einer 
Gesamtvergütung von bis zu 10 000 € im 
Kalenderjahr,“. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) In Abs. 2 Satz 2 wird der Punkt am Ende durch 
die Wörter „oder eine Genehmigung nach Art. 81 
Abs. 3 zu versagen wäre.“ ersetzt.

7. In Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 werden die Wörter „so-
wie der Unentgeltlichkeit nach Art. 82 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 und Satz 2“ gestrichen.

8. In Art. 88 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 werden nach der Anga-
be „Nr. 2“ die Wörter „in der am 31. Dezember 2024 
geltenden Fassung“ eingefügt.

9. Art. 90 wird aufgehoben.

10. Art. 91 wird wie folgt geändert:
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„3. einer Beurlaubung gemäß Art. 90 des Bayeri-
schen Beamtengesetzes (BayBG) in der am 
31. Dezember 2024 geltenden Fassung oder 
gemäß Art. 89 BayBG, oder“.

2. § 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„1Nicht eingebrachter Erholungsurlaub wird mit Aus-
nahme des Zusatzurlaubs angespart.“

3. § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Für eine Kurmaßnahme, für die Beihilfe ge-
währt wird, wird Urlaub unter Fortgewährung der 
Leistungen des Dienstherrn unter Beachtung der 
dienstlichen Belange gewährt.“

b) In Satz 2 werden die Wörter „den Beihilfevor-
schriften“ durch die Wörter „dem Beihilferecht“ 
ersetzt.

§ 8

Änderung des  
Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes

Das Bayerische Beamtenversorgungsgesetz  
(BayBeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 528, 
764, BayRS 2033-1-1-F), das zuletzt durch § 2 des Ge-
setzes vom 21. Juni 2024 (GVBl. S. 151) und durch die 
§§ 6, 7, 8 und 9 des Gesetzes vom 8. Juli 2024 (GVBl. 
S. 170) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Art. 30 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wörter „auf Probe 
und“ gestrichen.

b) In Abs. 1 werden die Wörter „auf Probe und“ so-
wie die Angabe „und 46“ gestrichen.

2. In Art. 103 Abs. 12 Satz 4 werden nach der Angabe 
„Nr. 2 BayBG“ die Wörter „in der am 31. Dezember 
2024 geltenden Fassung“ eingefügt.

§ 9

Weitere Änderung des  
Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes

Das Bayerische Beamtenversorgungsgesetz  
(BayBeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 528, 

764, BayRS 2033-1-1-F), das zuletzt durch § 8 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Dem Art. 83 Abs. 5 werden die folgenden Sätze 5 
und 6 angefügt:

„5Für Ruhestandsbeamte und Ruhestandsbeamtin-
nen mit Verwendungseinkommen wird die Höchst-
grenze nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Alternative 1 ab der 
für sie geltenden gesetzlichen Altersgrenze für den 
Ruhestandseintritt mit dem Faktor 1,5 vervielfacht. 
6Satz 5 gilt nicht für Ruhestandsbeamte und Ruhe-
standsbeamtinnen, die wegen Dienstunfähigkeit, die 
nicht auf einem Dienstunfall beruht, oder auf Antrag 
nach Art. 64 Nr. 2 BayBG in den Ruhestand versetzt 
wurden.“

2. Art. 114e wird aufgehoben.

§ 10

Änderung des  
Bayerischen Umweltinformationsgesetzes

Art. 2 Abs. 1 des Bayerischen Umweltinformations-
gesetzes (BayUIG) vom 8. Dezember 2006 (GVBl. S. 933, 
BayRS 2129-1-4-U), das zuletzt durch Art. 9a Abs. 15 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 458) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Der Wortlaut wird Satz 1.

2. Folgender Satz 2 wird angefügt:

„2Der Oberste Rechnungshof ist außer in Bezug auf 
seine eigene Verwaltungsführung keine informations-
pflichtige Stelle.“

§ 11

Änderung der  
Garagen- und Stellplatzverordnung

Die Anlage der Garagen- und Stellplatzverordnung 
(GaStellV) vom 30. November 1993 (GVBl. S. 910, BayRS 
2132-1-4-B), die zuletzt durch Verordnung vom 29. No-
vember 2023 (GVBl. S. 639) geändert worden ist, wird 
durch die aus dem Anhang ersichtliche Fassung ersetzt.

§ 12

Änderung der  
Bayerischen Bauordnung
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Die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. 
S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 5 des Ge-
setzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 257) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. Art. 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Gebäudeklasse 4:

Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und 
Nutzungseinheiten oder Teile von Nutzungs-
einheiten, die durch Außen- oder Trennwän-
de nach Art. 27 Abs. 2 Nr. 1 begrenzt sind 
und über von anderen Teilen unabhängige 
Rettungswege nach Art. 31 Abs. 1 verfügen, 
mit jeweils nicht mehr als 400 m2,“.

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4 werden nach der Angabe „800 m2“ 
die Wörter „ , bei erdgeschossigen Verkaufs-
stätten mehr als 2 000 m2,“ eingefügt.

bb) Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

„8. Gaststätten

a) mit mehr als 60 Gastplätzen in Ge-
bäuden, soweit sie nicht ausschließ-
lich erdgeschossig sind,

b) mit mehr als 100 Gastplätzen in Ge-
bäuden, soweit sie ausschließlich 
erdgeschossig sind, oder

c) mit mehr als 1 000 Gastplätzen im 
Freien,“.

cc) Nach Nr. 8 werden die folgenden Nrn. 9 
und 10 eingefügt:

„9. Beherbergungsstätten mit mehr als 30 
Betten,

10. Spielhallen mit mehr als 150 m2,“.

dd) Die bisherigen Nrn. 9 bis 14 werden die 
Nrn. 11 bis 16.

ee) Die bisherige Nr. 15 wird aufgehoben.

ff) Die bisherigen Nrn. 16 bis 20 werden die 
Nrn. 17 bis 21.

2. Art. 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Soweit die Flächen nach Satz 1 zulässigerweise 
anders verwendet werden, ist eine Bodenversie-
gelung möglichst zu vermeiden.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

3. Art. 28 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 werden die Wörter 
„Gebäude klassen 1 bis 3“ durch die Angabe „Ge-
bäudeklasse 3“ ersetzt.

b) In Abs. 10 wird nach der Angabe „Abs. 6“ die An-
gabe „Satz 1 Nr. 2“ eingefügt.

4. Art. 30 Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 Buchst. b werden die Wörter „nicht dach-
parallel installierte Solaranlagen,“ gestrichen.

b) In Nr. 2 werden die Wörter „dachparallel instal-
lierte“ gestrichen.

5. Art. 44a wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 5 Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ 
gestrichen.

b) Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Die Pflichten nach den Abs. 1 und 2 gel-
ten für Gebäude, die der Nutzungspflicht erneu-
erbarer Energien des Gebäudeenergiegesetzes 
unterfallen, als erfüllt, wenn solarthermische An-
lagen oder Anlagen für Strom aus solarer Strah-
lungsenergie errichtet und betrieben werden, mit 
denen mindestens 15 % des Wärme- und Käl-
teenergiebedarfs gedeckt werden.“

6. Dem Art. 45 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) 1In Beherbergungsstätten, die keine Sonder-
bauten sind, müssen Schlafräume jeweils mindestens 
einen Rauchwarnmelder haben. 2Die Rauchwarnmel-
der müssen so eingebaut oder angebracht und be-
trieben werden, dass Brandrauch frühzeitig erkannt 
und gemeldet wird.“

7. Dem Art. 46 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) 1Sollen bestandsgeschützte Gebäude zur 
Schaffung von Wohnraum erstmals um nicht mehr 
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als ein Geschoss aufgestockt werden, so sind auf 
bestehende Bauteile die Art. 25 bis 29 und 32 bis 34 
nicht anzuwenden. 2Im Bereich der Aufstockung gel-
ten die Anforderungen an die bisherige Gebäude-
klasse. 3In den Wänden notwendiger Treppenräume 
müssen Öffnungen zu Kellergeschossen mindestens 
feuerhemmende und selbstschließende Abschlüsse 
haben. 4Soweit bei bestehenden Gebäuden in not-
wendigen Treppenräumen die Treppe selbst oder 
Wand- und Deckenbekleidungen aus brennbaren 
Baustoffen bestehen, müssen Öffnungen zu Nut-
zungseinheiten im Bereich der Aufstockung min-
destens feuerhemmende und selbstschließende 
Abschlüsse haben. 5Soweit in notwendigen Treppen-
räumen keine Fenster nach Art. 33 Abs. 8 Satz 2 Nr.1 
vorhanden sind, ist an oberster Stelle eine Öffnung 
nach Art. 33 Abs. 8 Satz 2 Nr. 2 zu schaffen. 6Der 
zweite Rettungsweg nach Art. 31 Abs. 2 Satz 2 ist 
nachzuweisen.“

8. In Art. 48 Abs. 2 Satz 4 wird vor dem Wort „Stellplätze“ 
das Wort „notwendige“ gestrichen.

9. Art. 57 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 Buchst. g werden die Wörter „und 
einer Tiefe bis zu 3 m“ gestrichen.

bb) Nr. 3 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchst. a Doppelbuchst. bb werden 
vor dem Wort „gebäudeunabhängig“ 
die Wörter „die gemäß § 35 Abs. 1 
Nr. 8 BauGB zulässig sind, im Übrigen“ 
eingefügt.

bbb) In Buchst. b wird die Angabe „10 m“ 
durch die Angabe „15 m“ ersetzt.

cc) In Nr. 5 Buchst. a Doppelbuchst. bb wird die 
Angabe „10 m3“ durch die Angabe „30 m3“ 
ersetzt.

dd) In Nr. 6 Buchst. f werden die Wörter „ausge-
nommen Biomasselager für den Betrieb von 
Biogasanlagen,“ gestrichen.

ee) In Nr. 10 Buchst. a werden die Wörter „mit 
einem Beckeninhalt bis zu 100 m3“ gestri-
chen.

ff) Nr. 11 wird wie folgt geändert:

aaa) Buchst. c wird aufgehoben.

bbb) Die Buchst. d bis f werden die 
Buchst. c bis e.

gg) Nr. 12 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchst. a werden nach dem Wort 
„Werbeanlagen“ die Wörter „am Ort 
der Leistungserbringung,“ eingefügt.

bbb) Buchst. b wird wie folgt gefasst:

„b) Waren- und Geldautomaten,“. 

ccc) In Buchst. g werden die Wörter „durch 
Bebauungsplan festgesetzten“ gestri-
chen.

hh) In Nr. 13 Buchst. e werden nach dem Wort 
„Anlagen“ die Wörter „wie Zelte, Bühnen und 
Tribünen“ und nach dem Wort „Volksfesten“ 
das Wort „ , Vereinsfesten“ eingefügt.

ii) Nr. 15 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchst. b werden die Wörter „mit 
einer Fläche bis zu 300 m2“ gestri-
chen.

bbb) In Buchst. c werden die Wörter „im 
Sinn des Art. 7 Abs. 3 Satz 1“ gestri-
chen.

ccc) In Buchst. d wird die Angabe „40 m2“ 
durch die Angabe „100 m2“ ersetzt.

jj) Nr. 16 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchst. a werden die Wörter „mit 
einer Fläche bis zu 50 m2“ durch die 
Wörter „ , soweit sie nicht Gebäude 
sind“ ersetzt.

bbb) Buchst. b wird wie folgt gefasst:

„b) Ladestationen für Elektrofahrzeuge 
einschließlich technischer Neben-
anlagen,“.

ccc) Buchst. e wird wie folgt gefasst:

„e) Feldkreuze, Denkmäler und sons-
tige Kunstwerke jeweils mit einer 
Höhe bis zu 4 m sowie Grabdenk-
male auf Friedhöfen,“.

kk) In Nr. 17 wird der Punkt am Ende durch ein 
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Komma ersetzt.

ll) Folgende Nr. 18 wird angefügt:

„18. Dachgeschossausbauten zu Wohn-
zwecken einschließlich der Errichtung 
von Dachgauben, wenn die Dachkon-
struktion und die äußere Gestalt des 
Gebäudes im Übrigen nicht verändert 
werden.“

b) Abs. 2 Nr. 7 wird wie folgt gefasst:

„7. Spiel- und Bolzplätze,“.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nr. 2 werden die Angabe „10 m3“ 
durch die Angabe „30 m3“ und der 
Punkt am Ende durch ein Komma er-
setzt.

bbb) Folgende Nr. 3 wird angefügt:

„3. Instandsetzungsarbeiten.“

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „Anlagen“ 
die Wörter „sowie Instandsetzungsarbeiten 
nach Satz 1 Nr. 3“ eingefügt.

cc) In Satz 4 werden nach der Angabe „Nr. 2“ 
die Wörter „sowie Instandsetzungsarbeiten 
nach Satz 1 Nr. 3“ eingefügt.

d) In Abs. 4 Nr. 1 werden nach dem Wort „kommen“ 
die Wörter „ , wobei andere öffentliche-rechtliche 
Anforderungen in diesem Sinne die Verfahrens-
freiheit unberührt lassen, soweit die neue Nut-
zung gebietstypisch im jeweiligen Baugebiet 
nach den Vorschriften der Baunutzungsverord-
nung allgemein zulässig ist und kein Sonderbau 
betroffen ist,“ eingefügt.

e) Folgender Abs. 7 wird angefügt:

„(7) Dachgeschossausbauten im Sinne von 
Abs. 1 Nr. 18 sind der Gemeinde zwei Wochen 
vor Baubeginn in Textform anzuzeigen, Nutzungs-
änderungen nach Abs. 4 Nr. 1 zwei Wochen vor 
Aufnahme der geänderten Nutzung.“

10. Art. 58 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Die Abs. 3 bis 5 werden die Abs. 2 bis 4.

11. In Art. 68 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „mit der 
weiteren Maßgabe, dass die Frist nach Art. 42a 
Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG sechs Monate beträgt“ 
durch das Wort „entsprechend“ ersetzt.

12. Art. 72 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4 wird die Angabe „75 m2“ durch die 
Wörter „200 m2 und einer Achsbreite von 
nicht mehr als 10 m“ ersetzt.

bb) In Nr. 6 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

cc) Folgende Nr. 7 wird angefügt:

„7. Tribünen und Podien ohne Überda-
chung mit einer Grundfläche bis zu 
200 m2 und einer Höhe der betretbaren 
Fläche bis zu 1 m.“

b) Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingefügt:

„(4) Für erdgeschossige Zelte, betretbare  
Verkaufsstände, Tribünen und Podien ohne Über-
dachung, die nach Abs. 3 Nr. 4 und 7 keiner Aus-
führungsgenehmigung bedürfen, kann auf An trag 
eine Ausführungsgenehmigung erteilt werden.“

c) Abs. 4 wird Abs. 5 und Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„1Für jeden fliegenden Bau, für den eine Ausfüh-
rungsgenehmigung erteilt wird, ist ein Prüfbuch 
anzulegen.“

d) Abs. 5 wird Abs. 6.

e) Abs. 6 wird Abs. 7 und die Angabe „Abs. 1 bis 5“ 
wird durch die Angabe „Abs. 1 bis 6“ ersetzt. 

13. Art. 73a wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 3 und 4 wird aufgehoben.

b) Folgender Abs. 6 wird angefügt:

„(6) Für typengenehmigte Gebäude finden 
Satzungen nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 keine An-
wendung.“

14. Art. 79 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
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a) In Nr. 13 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt.

b) Folgende Nr. 14 wird angefügt:

„14. entgegen Art. 57 Abs. 7 einen Dachge-
schossausbau im Sinne von Art. 57 Abs. 1 
Nr. 18 oder eine Nutzungsänderung nach 
Art. 57 Abs. 4 Nr. 1 nicht oder nicht recht-
zeitig anzeigt.“

15. Dem Art. 81 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Örtliche Bauvorschriften stehen einem Bau-
vorhaben nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 18 nicht entgegen.“

§ 13

Weitere Änderung der  
Bayerischen Bauordnung

Die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. 
S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 12 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Art. 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 7

Begrünung“.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

2. Art. 47 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) 1Wenn die Gemeinde dies durch Sat-
zung nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 angeordnet hat, 
sind Stellplätze auf dem Baugrundstück oder auf 
einem geeigneten Grundstück in der Nähe des 
Baugrundstücks herzustellen. 2Bei Herstellung 
der Stellplätze auf einem geeigneten Grundstück  
in der Nähe des Baugrundstücks ist dessen Be - 
nutzung für diesen Zweck gegenüber dem 
Rechts träger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich 
zu sichern.“

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Wird eine geringere Zahl notwendiger Stellplät-
ze durch Satzung nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 fest-

gelegt, ist diese Zahl maßgeblich.“

c) Die Abs. 3 und 4 werden aufgehoben.

3. Art. 81 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Nrn. 3 bis 5 werden wie folgt gefasst:

„3. über die Pflicht, bei der Errichtung von Ge-
bäuden mit mehr als fünf Wohnungen einen 
Spielplatz angemessener Größe und Aus-
stattung zu errichten, auszustatten und zu 
unterhalten, sowie die Lage des Spielplat-
zes, die Art der Erfüllung einschließlich der 
Ablöse dieser Pflicht; soweit die Pflicht auch 
für Gebäude gilt, die dem Wohnen von Se-
nioren und Studenten bestimmt sind, ist ein 
Recht des Bauherrn auf Ablöse dieser Pflicht 
vorzusehen, wobei der Ablösebetrag 5 000 € 
je abzulösenden Spielplatz nicht übersteigen 
darf; mit der Ablöse vereinnahmte Geldbeträ-
ge hat die Gemeinde für die Herstellung oder 
Unterhaltung örtlicher Kinder- oder Jugend-
freizeiteinrichtungen zu verwenden,

4. über 

a) die Pflicht, Stellplätze oder Fahrrad-
abstellplätze bei der Errichtung von An-
lagen herzustellen, bei denen ein Zu- 
oder Abfahrtsverkehr zu erwarten ist,

b) die Pflicht, Stellplätze oder Fahrrad-
abstellplätze bei der Änderung oder 
Nutzungsänderung von Anlagen her-
zustellen, wenn dadurch zusätzlicher 
Zu- oder Abfahrtsverkehr zu erwarten 
ist; ausgenommen sind, wenn sie zu 
Wohnzwecken erfolgen, Nutzungs-
änderungen, der Ausbau von Dach-
geschossen und die Aufstockung von 
Wohngebäuden,

c) eine im Sinne von Art. 47 Abs. 2 Satz 2 
geringere Zahl von Stellplätzen sowie 
die Erfüllung der Stellplatzpflicht durch 
Herstellung der Stellplätze auf einem 
geeigneten Grundstück in der Nähe 
des Baugrundstücks oder die Übernah-
me der Kosten für die Herstellung der 
Stellplätze durch den Bauherrn gegen-
über der Gemeinde (Ablösevertrag); 
im Fall der Stellplatzablöse hat die Ge-
meinde den Geldbetrag zu verwenden 
für die Herstellung zusätzlicher oder 
die Instandhaltung, die Instandsetzung 
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oder die Modernisierung bestehender 
Parkeinrichtungen einschließlich der 
Ausstattung mit Elektroladestationen, 
für den Bau und die Einrichtung von in-
nerörtlichen Radverkehrsanlagen, für 
die Schaffung von öffentlichen Fahr-
radabstellplätzen und gemeindlichen 
Mietfahrradanlagen einschließlich der 
Ausstattung mit Elektroladestationen 
oder für sonstige Maßnahmen zur 
Entlastung der Straßen vom ruhenden 
Verkehr einschließlich investiver Maß-
nahmen des öffentlichen Personen-
nahverkehrs,

5. über das Verbot von Bodenversiegelung, 
nicht begrünten Steingärten sowie ähnlich 
eintönigen Flächennutzungen mit hoher ther-
mischer oder hydrologischer Last oder erheb-
lich unterdurchschnittlichem ökologischem 
oder wohnklimatischem Wert,“.

b) In Nr. 6 Buchst. b wird das Komma am Ende 
durch einen Punkt ersetzt.

c) Nr. 7 wird aufgehoben.

4. Art. 83 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) 1Satzungen, die auf Grundlage von Art. 91 
Abs. 2 Nr. 4 in einer der bis zum 31. Dezember 2007 
geltenden Fassung sowie auf Grundlage von Art. 81 
Abs. 1 Nr. 5, mit Ausnahme von Satzungen, die die 
Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Höhe von Einfrie-
dungen regeln, und Art. 81 Abs. 1 Nr. 7 jeweils in ei-
ner bis einschließlich 30. September 2025 geltenden 
Fassung erlassen worden sind, treten mit Ablauf des 
30. September 2025 außer Kraft. 2Satzungen, die 
auf Grundlage von Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 in einer bis 
einschließlich 30. September 2025 geltenden Fas-
sung erlassen worden sind, gelten fort, wenn sie die 
in der Anlage zur Garagen- und Stellplatzverordnung 
festgelegten Höchstzahlen nicht überschreiten oder 
durch Bebauungsplan oder eine andere Satzung 
nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs nach 
Art. 81 Abs. 2 erlassen worden sind. 3Im Übrigen tre-
ten Satzungen, die auf Grundlage von Art. 81 Abs. 1 
Nr. 4 in einer bis einschließlich 30. September 2025 
geltenden Fassung erlassen worden sind, mit Ablauf 
des 30. September 2025 außer Kraft.“

§ 14

Änderung des  
Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes

Das Bayerische Hochschulinnovationsgesetz  
(BayHIG) vom 5. August 2022 (GVBl. S. 414, BayRS 
2210-1-3-WK), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
23. Juli 2024 (GVBl. S. 257) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. Art. 33 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 wird aufgehoben.

b) Die Sätze 4 und 5 werden die Sätze 3 und 4.

2. In Art. 48 Abs. 1 Satz 3 werden vor der Angabe 
„BayBG“ die Wörter „des Bayerischen Beamten-
gesetzes – “ eingefügt.

3. In Art. 56 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „Art. 82 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 BayBG“ durch die Angabe 
„Art. 82 Abs. 1 Nr. 4 und 5 BayBG“ ersetzt. 

4. Art. 65 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. Beurlaubung nach den Art. 89 und 90 BayBG, 
letzterer in der am 31. Dezember 2024 geltenden 
Fassung,“.

§ 15

Änderung des  
Bayerischen Richter- und  

Staatsanwaltsgesetzes

Das Bayerische Richter- und Staatsanwaltsgesetz 
(BayRiStAG) vom 22. März 2018 (GVBl. S. 118, BayRS 
301-1-J), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 7. Juli 
2023 (GVBl. S. 318) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. In Art. 8 Abs. 2 Satz 4 werden nach der Angabe 
„Nr. 2“ die Wörter „in der am 31. Dezember 2024 gel-
tenden Fassung“ eingefügt.

2. Art. 9 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 3 wird Abs. 2.

3. In Art. 22 Abs. 3 Satz 4 werden nach dem Wort „Be-
werberin“ die Wörter „bei einer Verhältniswahl“ ein-
gefügt.

4. In Art. 31 Satz 2 wird die Angabe „Art. 73 Abs. 2 bis 4“  
durch die Wörter „Art. 73 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und 2 
sowie Abs. 2 bis 4“ ersetzt.
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Anhang
(zu § 11)

Anlage
(zu § 20)

Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 
Besucher 
in %

1. Wohngebäude  
1.1 Gebäude mit Wohnungen 2 Stellplätze je Wohnung, bei Mietwoh-

nungen, für die eine Bindung nach dem 
Bayerischen Wohnraumförderungsgesetz 
besteht, 0,5 Stellplätze

–

1.2 Kinder-, Schüler- und Jugendwohnheime 1 Stellplatz je 20 Betten,                               
mindestens 2 Stellplätze

75

1.3 Studentenwohnheime 1 Stellplatz je 5 Betten 10
1.4 Schwestern-/ Pflegerwohnheime,  

Arbeitnehmerwohnheime u. ä.
1 Stellplatz je 4 Betten 10

1.5 Altenwohnheime, Altenheime,  
Langzeit- und Kurzzeitpflegeheime,  
Tagespflegeeinrichtungen u. ä.

1 Stellplatz je 15 Betten bzw. Pflegeplätze,                                       
mindestens 2 Stellplätze

50

1.6 Obdachlosenheime, Gemeinschaftsunter-
künfte für Leistungsberechtigte nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

1 Stellplatz je 30 Betten,                                     
mindestens 2 Stellplätze

10

2. Gebäude mit Büro-, Verwaltungs- und 
Praxisräumen

 

2.1 Büro- und Verwaltungsräume allgemein 1 Stellplatz je 40 m2 NUF1) 20
2.2 Räume mit erheblichem Besucherverkehr 

(Schalter-, Abfertigungs- oder Beratungs-
räume, Arztpraxen und dergl.)

1 Stellplatz, je 30 m2 NUF1),                                   
mindestens 3 Stellplätze

75

3. Verkaufsstätten  
3.1 Läden 1 Stellplatz je 40 m2 Verkaufsfläche für  

den Kundenverkehr,                           
mindestens 2 Stellplätze je Laden

75

3.2 Waren- und Geschäftshäuser (einschließ-
lich Einkaufszentren, großflächigen Einzel-
handelsbetrieben)

1 Stellplatz je 40 m2 Verkaufsfläche für  
den Kundenverkehr

75

4. Versammlungsstätten (außer Sport-
stätten), Kirchen

 

4.1 Versammlungsstätten von überörtlicher 
Bedeutung (z. B. Theater, Konzerthäuser, 
Mehrzweckhallen)

1 Stellplatz je 5 Sitzplätze 90

4.2 Sonstige Versammlungsstätten (z. B. Licht-
spieltheater, Schulaulen, Vortragssäle)

1 Stellplatz je 10 Sitzplätze 90

4.3 Kirchen 1 Stellplatz je 30 Sitzplätze 90
5. Sportstätten  
5.1 Sportplätze ohne Besucherplätze  

(z. B. Trainingsplätze)
1 Stellplatz je 300 m2 
Sportfläche

–
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Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 
Besucher 
in %

5.2 Sportplätze und Sportstadien mit  
Besucherplätzen

1 Stellplatz je 300 m2 Sportfläche,
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze

–

5.3 Turn- und Sporthallen ohne Besucherplätze 1 Stellplatz je 50 m2 Hallenflächen –
5.4 Turn- und Sporthallen mit Besucherplätzen 1 Stellplatz je 50 m2 Hallenfläche,                          

zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze
–

5.5 Freibäder und Freiluftbäder 1 Stellplatz je 300 m2 Grundstücksfläche –
5.6 Hallenbäder ohne Besucherplätze 1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen –
5.7 Hallenbäder mit Besucherplätzen 1 Stellplatz je 10 Kleiderablagen,

zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze
–

5.8 Tennisplätze, Squashanlagen o. ä. ohne 
Besucherplätze

2 Stellplätze je Spielfeld –

5.9 Tennisplätze, Squashanlagen o. ä. mit 
Besucherplätzen

2 Stellplätze je Spielfeld,
zusätzlich 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze

–

5.10 Minigolfplätze 6 Stellplätze je Minigolfanlage –
5.11 Kegel- und Bowlingbahnen 4 Stellplätze je Bahn –
5.12 Bootshäuser und Bootsliegeplätze 1 Stellplatz je 5 Boote –
5.13 Fitnesscenter 1 Stellplatz je 40 m2 Sportfläche –

6. Gaststätten und Beherbergungsbetriebe  
6.1 Gaststätten 1 Stellplatz je 10 m2 Gastfläche 75
6.2 Spiel- und Automatenhallen, Billard-Salons, 

sonst. Vergnügungsstätten
1 Stellplatz je 20 m2 NUF1),
mindestens 3 Stellplätze

90

6.3 Hotels, Pensionen, Kurheime und andere 
Beherbergungsbetriebe

1 Stellplatz je 6 Betten,
bei Restaurationsbetrieb Zuschlag nach 
den Nrn. 6.1 oder 6.2

75

6.4 Jugendherbergen 1 Stellplatz je 15 Betten 75
7. Krankenanstalten  
7.1 Krankenanstalten von überörtlicher  

Bedeutung
1 Stellplatz je 4 Betten 60

7.2 Krankenanstalten von örtlicher Bedeutung 1 Stellplatz je 6 Betten 60
7.3 Sanatorien, Kuranstalten,  

Anstalten für langfristig Kranke
1 Stellplatz je 4 Betten 25

7.4 Ambulanzen 1 Stellplatz je 30 m2 NUF1),
mindestens 3 Stellplätze

75

8. Schulen, Einrichtungen der  
Jugendförderung

 

8.1 Schulen, Berufsschulen, Berufsfachschulen 1 Stellplatz je Klasse,
zusätzlich 1 Stellplatz je 10 Schüler über 
18 Jahre

10

8.2 Hochschulen 1 Stellplatz je 10 Studierende –
8.3 Tageseinrichtungen für mehr als 12 Kinder 1 Stellplatz je 30 Kinder,

mindestens 2 Stellplätze
–

8.4 Tageseinrichtungen bis zu 12 Kinder 1 Stellplatz --
8.5 Jugendfreizeitheime und dergl. 1 Stellplatz je 15 Besucherplätze –
8.6 Berufsbildungswerke, Ausbildungs-

werkstätten und dergl.
1 Stellplatz je 10 Auszubildende –

9. Gewerbliche Anlagen  
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Nr. Verkehrsquelle Zahl der Stellplätze hiervon für 
Besucher 
in %

9.1 Handwerks- und Industriebetriebe 1 Stellplatz je 70 m2 NUF1)  
oder je 3 Beschäftigte

10

9.2 Lagerräume, -plätze, Ausstellungs-,  
Verkaufsplätze

1 Stellplatz je 100 m2 NUF1) oder  
je 3 Beschäftigte

–

9.3 Kraftfahrzeugwerkstätten 6 Stellplätze je Wartungs- oder  
Reparaturstand

–

9.4 Tankstellen Bei Einkaufsmöglichkeit über Tankstel-
lenbedarf hinaus: Zuschlag nach Nr. 3.1 
(ohne Besucheranteil)

–

9.5 Automatische Kfz-Waschanlagen 5 Stellplätze je Waschanlage2) –
10. Verschiedenes  
10.1 Kleingartenanlagen 1 Stellplatz je 3 Kleingärten –
10.2 Friedhöfe 1 Stellplatz je 1 500 m2 Grundstücksfläche, 

jedoch mindestens 10 Stellplätze
–

1) NUF = Nutzungsfläche nach DIN 277
2) Zusätzlich muss ein Stauraum für mindestens 10 Kraftfahrzeuge vorhanden sein.
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